
o 
REPUBLIK ÖSTERREICH 

BUNDESKANZLERAMT 

GZ 601.999/011-V/1/2001 

Entwurf eines 
Bundesverfassungsgesetzes, mit 
dem das Bundes­
Verfassungsgesetz geändert wird 
(Vertrag von Nizza) 

die Präsidentschaftskanzlei 
die Parlamentsdirektion 
den Rechnungshof 
die Volksanwaltschaft 
den Verfassungsgerichtshof 
den Verwaltungsgerichtshof 
alle Bundesministerien 

An 

das Büro von Frau Vizekanzler Dr. RIESS-PASSER 
das Büro von Herrn Staatssekretär MORAK 
das Büro von Herrn Staatssekretär Dr. FINZ 
das Büro von Herrn Staatssekretär Dr. WANECK 
das Büro von Frau Staatssekretärin ROSSMANN 
alle Sektionen des Bundeskanzleramtes 
den Datenschutzrat 
den unabhängigen Bundesasylsenat 
die Bundesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice Österreich 

A-1014 Wien, Ballhausplatz 2 
Tel. ++43 (1) 53115-0 
OVR: 0000019 

die Bundes-Gleichbehandlungskommission beim Bundesministerium für 
soziale Sicherheit und Generationen 

die Bundes-Jugendvertretung beim Bundesministerium für soziale Sicherheit 
und Generationen 

das Büro der Seniorenkurie des Bundesseniorenbeirates beim 
Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen 

die Bundestheater-Holding GmbH 
die Geschäftsführung des Familienpolitischen Beirates 
das Präsidium der Finanzprokuratur 
die Koordinationskommission für Informationstechnik (KIT) beim 

Bundesministerium für öffentliche Leistung und Sport 
die Österreichischen Bundesbahnen 
die Österreichische Bundesforste AG 
die Österreichische Bundes-Sportorganisation 
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den Österreichischen Rat für Wissenschaft und Forschung 
die Post und Telekom Austria AG 
die Vorsitzendenkonferenz der unabhängigen Verwaltungssenate 
alle unabhängigen Verwaltungssenate 
den Verein der Mitglieder der unabhängigen Verwaltungssenate 
die Wirtschaftskammer Österreich 
die Bundesarbeitskammer 
die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs 
den Österreichischen Landarbeiterkammertag 
den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag 
alle Rechtsanwaltskammern 
die Österreich ische Notariatskammer 
die Österreich ische Patentanwaltskammer 
die Österreichische Ärztekammer 
die Österreichische Dentistenkammer 
die Bundeskammer der Tierärzte Österreichs 
die Österreichische Apothekerkammer 
die Bundeskammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten 
die Kammer der Wirtschaftstreuhänder 
die Bundeskonferenz der Kammern der freien Berufe 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Wien 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Graz 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Innsbruck 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Salzburg 
das Institut für Rechtswissenschaften der Technischen Universität Wien 
das Institut für Wirtschaft, Politik und Recht der Universität für Bodenkultur 

Wien 
das Institut für Verfassungs- und Verwaltungsrecht der Wirtschaftsuniversität 

Wien 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Linz 
das Institut für Rechtswissenschaften der Universität Klagenfurt 
das Österreichische Institut für Rechtspofitik 
die Österreich ische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre 
die Österreichische Juristenkommission 
das Österreich ische Normungsinstitut 
das Österreich ische Institut für Menschenrechte 
die Österreich ische Liga tür Menschenrechte 
die österreich ische Sektion von amnesty international 
das Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte 
das österreich ische Helsinki Komitee 
den Hochkommissär der Vereinten Nationen für die Flüchtlinge 
das Institut für Europarecht der Universität Wien 
das Forschungsinstitut für Europarecht der Universität Graz 
das Zentrum für Europäisches Recht der Universität lnnsbruck 
das Institut für Europarecht der Universität Salzburg 
das Forschungsinstitut für Europafragen der Wirtschaftsuniversität Wien 
das Forschungsinstitut für Europarecht der Universität Linz 
den Hauptverband der österreich ischen Sozialversicherungsträger 
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die Österreichische Bischofskonferenz 
den Evangelischen Oberkirchenrat A und HB Wien 
die Vereinigung Österreichischer Industrieller 
den Österreich ischen Gewerkschaftsbund 
die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
die Bundesleitung Richter und Staatsanwälte der Gewerkschaft Öffentlicher 

Dienst 
die Vereinigung Österreichischer Richter 
die Rektorenkonferenz 
die Bundeskonferenz der Universitätsprofessorinnen und 

Universitätsprofessoren 
die Bundeskonferenz des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals 
die Österreich ische Hochschülerschaft 
den Verband der Professoren Österreichs 
den Verband Österreichischer Zeitungen 
den Österreich ischen Bundesjugendring 
den Hauptverband der Land- und Forstwirtschaftsbetriebe Österreichs 
den Auto-. Motor- und Radfahrerbund Österreichs 
den Österreichischen Automobil-, Motorrad- und Touringclub 
den Verband der Elektrizitätswerke Österreichs 
den Österreichischen Wasser- und Abfallwirtschaftsverband 
den Verband österreichischer Entsorgungsbetriebe 
das Institut tür Entsorgungs- und Deponietechnik 
den Österreichischen Bundesfeuerwehrverband 
den Österreichischen Ingenieur- und Architektenverein 
den Verband österreichischer Mittel- und Großbetriebe des Einzelhandels 
den Österreich ischen Verband der Markenartikelindustrie 
die ARGE Daten 
den Österreichischen Berufsverband der Erzieher 
den Österreichischen Bundesverband für Psychotherapie 
die Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 
die Lebenshilfe Österreich 
den Tierschutzverein "Vier Pfoten" 

Betrifft: Entwurf eines Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bundes­
Verfassungsgesetz geändert wird (Vertrag von Nizza); 
Begutachtung 

In der Anlage übermittelt das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst den 

Entwurf eines Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bundes­

Verfassungsgesetz geändert wird zur allgemeinen Begutachtung. 
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Das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst ersucht, zu dem Entwurf bis zum 

16. Mai 2001 

ihm gegenüber schriftlich Stellung zu nehmen. Sollte beim Bundeskanzleramt­

Verfassungsdienst bis zu diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme einlangen, 

wird es davon ausgehen, dass gegen den Entwurf keine Bedenken bestehen. 

Ferner wird ersucht, 

1. 25 Ausfertigungen der Stellungnahme im Sinne der Entschließung des 

Nationalrates vom 5. Juni 1961 dem Präsidium des Nationalrates zu 

übermitteln sowie 

2. den Text der Stellungnahme per E-Mail an die Adresse 

"begutachtungsverfahren@parlinkom.gv.at" zu senden 

und dies dem Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst in der Stellungnahme 

mitzuteilen. 

Dem Präsidium des Nationalrates werden unter einem 25 Ausfertigungen und 

eine elektronische Fassung des Gesetzentwurfes übermittelt. 

5. April 2001 
Für den Bundeskanzler: 

OKRESEK 
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Entwurf 

Beilage zu GZ 601.999/011-V/l12001 
B-VG-Novelle (Vertrag von Nizza) 

Begutachtungsentwurf 

Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Bundes-Verfassungsgesetz, zuletzt geändert durch das Bundesverfassungsgesetz BGBI. I 
Nr. xxxJ200I, wird wie folgt geändert: 

I. In Art. 18 Abs. 3 wird der Ausdruck ,,(Artikel 55, Absatz 2)" durch den Aus.druck ,,(Art. 55 Abs. 3)" 
ersetzt. 

2. In Art. /8 Abs. 4 wird der Ausdruck "die Geschäftsordnung" durch den Ausdruck .,das Bundesgesetz 
über die Geschäftsordnung des Nationalrates" ersetzt. 

3. Art. 21 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Den Ländern obliegt die Gesetzgebung und Vollziehung in den Angelegenheiten des 
Dienstrechtes einschließlich des Dienstvertragsrechtes und des Personalvertretungsrechtes der 
Bediensteten der Länder, der Gemeinden und der Gemeindeverbände, soweit tur alle diese 
Angelegenheiten in Abs. 2, in Art. 14 Abs. 2, Abs. 3 Iit. d und Abs. 5 lit. c und in Art. 14a Abs. 2 lit. e 
und Abs. 3 lit. b nicht anderes bestimmt ist. Über Streitigkeiten aus vertraglichen Dienstverhältnissen 
entscheiden die Gerichte." 

4. In Art. 21 Abs. 6 wird der Ausdruck ,,Abs. 6" durch den Ausdruck ,,Abs. 5" ersetzt. 

5. In Art. 23b Abs. 2 werden das Wort "Hochschullehrer" durch das Wort "Universitätslehrd' und das 
Wort "Hochschullehrers" durch das Wort "Universitätslehrers" ersetzt. 

6. In Art. 23e Abs. 5 wird der Ausdruck ,,Abs. 2" durch den Ausdruck ,,Abs. 3" ersetzt. 

7. In Art. 23/ Abs. 1 bis 3 wird das Wort ,,Amsterdam" durch das Wort ,.Nizza" ersetzt. 

8. In Art. 39 Abs. 2 wird der Ausdruck "die Geschäftsordnung des Nationalrates" durch den Ausdruck 
"das Bundesgesetz über die Geschäftsordnung des Nationalrates" ersetzt. 

9. In Art. 91 Abs. 2 wird das Wort .,Geschworne" durch das Wort "Geschworene" ersetzt. 

10. In Art. 147 Abs. 2 erster Satz werden nach den Worten "diese Mitglieder" die Worte "und 
Ersatzmitglieder" eingefogt. 

11. Art. 151 wird folgender Abs. 28 angefügt: 

,,(28) In der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBL I Nr. xxxJ2001 treten in Kraft: 
1. Art. 18 Abs. 3 und Art. 23e Abs. 5 mit 1. Jänner 1997; 
2. Art. 21 Abs. I und Abs. 6 mit 1. Jänner 1999; 
3. Art. 147 Abs. 2 erster Satz mit l. August 1999; 
4. Art. 18 Abs.4, Art.23b Abs.2, Art.23f Abs. I bis 3, Art.39 Abs.2 und Art. 91 Abs.2 

gleichzeitig mit dem Vertrag von Nizza." 

V/1 \ 3Nov \ GZ 601.999/Q11-VI1/2001 
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Vorblatt 

Probleme: 

Der Abschluss des Vertrages von Nizza macht eine Änderung des B-VG erforderlich. 

Im B-VG enthaltene Fehlzitate und Redaktionsversehen. 

Ziele und Inhalt: 

Vornahme entsprechender Änderungen und legistischer Anpassungen im B-VG. 

Alternativen: 

Zu der im Hinblick auf den Vertrag von Nizza erforderlichen Anpassung des B-VG keine, im Übrigen 
Beibehaltung der bisherigen Rechtslage. 

Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 

Keine. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Keine. 

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Soweit die Änderungen nicht im Hinblick auf den Vertrag von Nizza erforderlich sind, fallen sie nicht in 
den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen Union. 

V/1 \ 3Nov \ GZ 601.999/011-V/1I2001 
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Hauptgesichtspunkte des Entwurfes: 

3 

Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Der Abschluss des Vertrages von Nizza und im B-VG enthaltene Fehlzitate und Redaktionsversehen 
machen Änderungen und legistische Anpassungen im B-VG erforderlich. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Keine. 

Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesverfassungsgesetz auf 
Art. 10 Abs. 1 Z 1 B-VG ("Bundesverfassung"). 

Besonderer Teil 

Zu Z 1 (Art. 18 Abs. 3), Z 5 (Art. 23b Abs. 2) und Z 6 (Art. 23e Abs. 5): 

Zitierungsanpassungen und Bereinigungen von Redaktionsversehen. 

Zu Z 2 (Art. 18 Abs. 4) und Z 8 (Art. 39 Abs. 2): 

Durch diese Änderungen sollen zwei aus Anlass der B-VG-Novelle BGBL Nr. 15511961 unterlaufene 
Redaktionsversehen bereinigt werden (in den Bestimmungen wird noch auf die frühere autonome 
Geschäftsordnung des Nationalrates Bezug genommen). 

Zu Z 3 (Art. 21 Abs. 1) und Z 4 (Art. 21 Abs.6): 

Durch diese Änderungen sollen zwei aus Anlass der B-VG-Novelle BGBL I Nr. 811999 unterlaufene 
Redaktionsversehen bereinigt werden. 

Die Aufzählung der von der Generalklausel des Art. 21 Abs. I B-VG ausgenommenen Bestimmungen ist 
unvollständig, da die Art. 14 Abs.5 lit. c und Art. 14a Abs.2 lit. e und Abs.3 lit. bebenfalls 
Ausnahmeregelungen enthalten (vgl. Martin, in KormekIHoloubek [Hrsg.], Bundesverfassungsrecht 
[1999], FN 184). Die Neufassung soll klarstellen, dass diesen Bestimmungen durch Z 3 der B-VG­
Novelle BGBL I Nr. 8/1999 nicht (materiell) derogiert werden sollte. 

Zu Z 7 (Art. 23f): 

In den Abs. 1 bis 3 soll die (statische) Verweisung auf den Vertrag von Amsterdam durch eine eben 
solche auf den Vertrag von Nizza ersetzt werden. 

Zu Z 9 (Art. 91 Abs. 2): 

Die Verwendung des Ausdruckes "Geschworene" entspricht dem heutigen allgemeinen Sprachgebrauch 
und der einfachgesetzlichen Rechtslage (vgl. das Geschworenen- und Schöffengesetz 1990). 

Zu Z 10 (Art. 147 Abs. 2 erster Satz): 

Der Ausdruck "diese Mitglieder" im zweiten Halbsatz des Art. 147 Abs.2 erster Satz bezieht sich 
aufgrund eines bei der B-VG-Novelle 1929 unterlaufenen Redaktionsversehens nicht nur auf Mitglieder 
im technischen Sinn, sondern auch auf die - im ersten Halbsatz ebenfalls genannten - Ersatzmitglieder. 
Die Formulierung soll daher entsprechend richtig gestellt werden, so wie dies fur Art. 147 Abs. 6 B-VG 
bereits durch Z 5 der B-VG-Novel1e BGBL I NT. 14811999 geschehen ist. 

Zu Z 11 (Art. 151 Abs. 28): 

Als Termine für das Inkrafttreten der Bereinigungen von Redaktionsversehen wurden grundsätzlich die 
Inkrafttretensdaten jener B-VG-Novellen bestimmt, aus deren Anlass die Redaktionsversehen unterlaufen 
sind. Als Termin rur das lnkrafttreten der Änderung des Art. 147 Abs. 2 erster Satz wurde der 1. August 
1999 bestimmt, das ist jener Tag, mit dem die mit der Änderung in sachlichem Zusammenhang stehende 
B-VG-Novelle BGBI. I Nr. 148/1999 in Kraft getreten ist. 

Entsprechend der bisherigen legistischen Praxis (vgl. Art. 151 Abs. 1) Z 2 und Abs. J 9) soll der neue 
Art.23f gleichzeitig mit dem Vertrag von Nizza in Kraft treten; es liegt nahe, auch die sonstigen 
Änderungen mit diesem Zeitpunkt in Kraft zu setzen. 

Vf1 \ 3Nov \ GZ 601.999/011-Vf112001 
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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung: 

Zu Z 1 (Art. 18 Abs. 3) und Z 2 (Art. 18 Abs. 4): 

Artikel t 8. (I) und (2) ... 

(3) Wenn die sofortige Erlassung von Maßnahmen, die verfassungsgemäß 
einer Beschlußfassung des Nationalrates bedürfen, zur Abwehr eines 
offenkundigen, nicht wieder gutzumachenden Schadens rur die Allgemeinheit 
zu einer Zeit notwendig wird, in der der Nationalrat nicht versammelt ist, nicht 
rechtzeitig zusammentreten kann oder in seiner Tätigkeit durch höhere Gewalt 
behindert ist, kann der Bundespräsident auf Vorschlag der Bundesregierung 
unter seiner und deren Verantwortlichkeit diese Maßnahmen durch vorläufige 
gesetzändemde Verordnungen treffen. Die Bundesregierung hat ihren 
Vorschlag im Einvernehmen mit dem vom Hauptausschuß des Nationalrates 
einzusetzenden ständigen Unterausschuß (Artikel 55, Absatz 2) zu erstatten. 
Eine solche Verordnung bedarf der Gegenzeichnung der Bundesregierung. 

(4) Jede nach Absatz 3 erlassene Verordnung ist von der Bundesregierung 
unverzUglich dem Nationalrat vorzulegen, den der Bundespräsident, falls der 
Nationalrat in diesem Zeitpunkt keine Tagung hat, während der Tagung aber 
der Präsident des Nationalrates fur einen der der Vorlage folgenden acht Tage 
einzuberufen hat. Binnen vier Wochen nach der Vorlage hat der Nationalrat 
entweder an Stelle der Verordnung ein entsprechendes Bundesgesetz zu 
beschließen oder durch Beschluß das Verlangen zu stellen, daß die 
Verordnung von der Bundesregierung sofort außer Kraft gesetzt wird. Im 
letzterwähnten Fall muß die Bundesregierung diesem Verlangen sofort 
entsprechen. Zum Zweck der rechtzeitigen Beschlußfassung des Nationalrates 
hat der Präsident die Vorlage spätestens am vorletzten Tag der vierwöchigen 
Frist zur Abstimmung zu stellen; die näheren Bestimmungen trifft die 
Geschäftsordnung. Wird die Verordnung nach den vorhergehenden 
Bestimmungen von der Bundesregierung aufgehoben, treten mit dem Tag des 
Inkrafttretens der Aufhebung die gesetzlichen Bestimmungen wieder in 
Wirksamkeit, die durch die Verordnung aufgehoben worden waren. 

(5) ... 

Zu Z 3 (Art. 21 Abs. 1) und Z 4 (Art. 21 Abs. 6); 

Artikel 21. (I) Den Ländern obliegt die Gesetzgebung lind Vollziehung 

V/1 \ 3Nov \ GZ 601.999/011-V/1/2001 

Vorgeschlagene Fassung: 

Artikel 18. (1) und (2) ... 

(3) Wenn die sofortige Erlassung von Maßnahmen, die verfassungsgemäß 
einer Beschlußfassung des Nationalrates bedUrfen, zur Abwehr eines 
offenkundigen, nicht wieder gutzumachenden Schadens rur die Allgemeinheit 
zu einer Zeit notwendig wird, in der der Nationalrat nicht versammelt ist, nicht 
rechtzeitig zusammentreten kann oder in seiner Tätigkeit durch höhere Gewalt 
behindert ist, kann der Bundespräsident auf Vorschlag der Bundesregierung 
unter seiner und deren Verantwortlichkeit diese Maßnahmen durch vorläufige 
gesetzändemde Verordnungen treffen. Die Bundesregierung hat ihren 
Vorschlag im Einvernehmen mit dem vom Hauptausschuß des Nationalrates 
einzusetzenden ständigen Unterausschuß (Art. SS Abs. 3) zu erstatten. Eine 
solche Verordnung bedarf der Gegenzeichnung der Bundesregierung. 

(4) Jede nach Absatz 3 erlassene Verordnung ist von der Bundesregierung 
unverzUglich dem Nationalrat vorzulegen, den der Bundespräsident, falls der 
Nationalrat in diesem Zeitpunkt keine Tagung hat, während der Tagung aber 
der Präsident des Nationalrates rur einen der der Vorlage folgenden acht Tage 
einzuberufen hat. Binnen vier Wochen nach der Vorlage hat der Nationalrat 
entweder an Stelle der Verordnung ein entsprechendes Bundesgesetz zu 
beschließen oder durch Beschluß das Verlangen zu stellen, daß die 
Verordnung von der Bundesregierung sofort außer Kraft gesetzt wird. Im 
letzterwähnten Fall muß die Bundesregierung diesem Verlangen sofort 
entsprechen. Zum Zweck der rechtzeitigen Beschlußfassung des Nationalrates 
hat der Präsident die Vorlage spätestens am vorletzten Tag der vierwöchigen 
Frist zur Abstimmung zu stellen; die näheren Bestimmungen trifft das 
Bundesgesetz über die Geschäftsordnung des Nationalrates. Wird die 
Verordnung nach den vorhergehenden Bestimmungen von der 
Bundesregierung aufgehoben, treten mit dem Tag des Inkrafttretens der 
Aufhebung die gesetzlichen Bestimmungen wieder in Wirksamkeit, die durch 
die Verordnung aufgehoben worden waren. 

(5) ... 

Artikel 21. (I) Den Ländern obliegt die Gesetzgebung und Vollziehung 
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Geltende Fassung: 
in den Angelegenheiten des Dienstrechtes einschließlich des 
Dienstverlragsrechtes und des Personalvertretungsrechtes der Bediensteten der 
Länder, der Gemeinden und der Gemeindeverbände, soweit rur alle diese 
Angelegenheiten im Abs.2 und im Art. 14 Abs.2 und Abs.3 lit. d nicht 
anderes bestimmt ist. Über Streitigkeiten aus vertraglichen Dienstverhältnissen 
entscheiden die Gerichte. 

(2) bis (5) ... 

(6) In den Fällen des Abs. 6 besteht kein Anspruch auf eine gleichwertige 
Verwendung. 

Zu Z 5 (Art. 23b Abs. 2): 

Artikel 23b. (I) ... 

(2) Hochschullehrer können eine Tätigkeit in Forschung und Lehre und 
die Prüfungstätigkeit auch während der Zugehörigkeit zum Europäischen 
Parlament fortsetzen. Die Dienstbezüge rur diese Tätigkeit sind entsprechend 
den tatsächlich erbrachten Leistungen zu bemessen, dUrfen aber 25% der 
BezUge eines Hochschullehrers nicht Ubersteigen. 

(3) ... 

Zu Z 6 (Art. 23e Abs. 5): 

Artikel 23e. (I) bis (4) .. , 

(5) Die Wahrnehmung der Zuständigkeiten des Nationalrates gemäß den 
Abs. I bis 4 obliegt grundsätzlich dessen Hauptausschuß. Die näheren 
Bestimmungen hiezu werden durch das Bundesgesetz Ober die 
Geschäftsordnung des Nationalrates getroffen. Dabei kann insbesondere 
geregelt werden, inwieweit rur die Behandlung von Vorhaben im Rahmen der 
Europäischen Union anstelle des Hauptausschusses ein eigener ständiger 
Unterausschuß des Hauptausschusses zuständig ist und die Wahrnehmung der 
Zuständigkeiten gemäß den Abs. I bis 4 dem Nationalrat selbst vorbehalten 
ist. Für den ständigen Unterausschuß gilt Art. S5 Abs. 2. 

(6) ... 

Zu Z 7 (Art. 23f): 

Artikel 23f. (I) Österreich wirkt an der Gemeinsamen Außen- und 
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Vorgeschlagene Fassung: 
in den Angelegenheiten des Dienstrechtes einschließlich des 
Dienstvertragsrechtes und des Personalvertretungsrechtes der Bediensteten der 
Länder, der Gemeinden und der Gemeindeverbände, soweit t'Ur alle diese 
Angelegenheiten in Abs. 2, in Art. 14 Abs. 2, Abs.3 lit. d und Abs. 5 Jit. c 
und in Art. 14a Abs. 2 Jit. e und Abs. J lit. b nicht anderes bestimmt ist. 
Über Streitigkeiten aus vertraglichen Dienstverhältnissen entscheiden die 
Gerichte. 

(2) bis (5) ... 

(6) In den Fällen des Abs. 5 besteht kein Anspruch auf eine gleichwertige 
Verwendung. 

Artikel 23b. (1) ... 

(2) Universitätslehrer können eine Tätigkeit in Forschung und Lehre 
und die PrUfungstätigkeit auch während der Zugehörigkeit zum Europäischen 
Parlament fortsetzen. Die Dienstbezüge rur diese Tätigkeit sind entsprechend 
den tatsächlich erbrachten Leistungen zu bemessen, dUrfen aber 25% der 
BezUge eines Universitätslehrers nicht übersteigen. 

(3) ... 

Artikel 23e. (I) bis (4) .... 

(5) Die Wahrnehmung der Zuständigkeiten des Nationalrates gemäß den 
Abs. I bis 4 obliegt grundsätzlich dessen Hauptausschuß. Die näheren 
Bestimmungen hiezu werden durch das Bundesgesetz Uber die 
Geschäftsordnung des Nationalrates getroffen. Dabei kann insbesondere 
geregelt werden, inwieweit rur die Behandlung von Vorhaben im Rahmen der 
Europäischen Union anstelle des Hauptausschusses ein eigener ständiger 
Unterausschuß des Hauptausschusses zuständig ist und die Wahrnehmung der 
Zuständigkeiten gemäß den Abs. I bis 4 dem Nationalrat selbst vorbehalten 
ist. Für den ständigen Unterausschuß gilt Art. 55 Abs. 3. 

(6) '" 

Artikel 23f. (I) Österreich wirkt an der Gemeinsamen Außen- und 
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Geltende Fassung: 
Sicherheits politik der Europäischen Union auf Grund des Titels V des 
Vertrages über die Europäische Union in der Fassung des Vertrages von 
Amsterdam mit. Dies schließt die Mitwirkung an Aufgaben gemäß Art. 17 
Abs.2 dieses Vertrages sowie an Maßnahmen ein, mit denen die 
Wirtschaftsbeziehungen zu einem oder mehreren dritten Ländern ausgesetzt, 
eingeschränkt oder vollständig eingestellt werden. BeschlUsse des 
Europäischen Rates zu einer gemeinsamen Verteidigung der Europäischen 
Union sowie zu einer Integration der Westeuropäischen Union in die 
Europäische Union bedürfen der Beschlußfassung des Nationalrates und des 
Bundesrates in sinngemäßer Anwendung des Art. 44 Abs. 1 und 2. 

(2) FUr Beschlusse im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik der Europäischen Union auf Grund des Titels V sowie rur 
Beschlusse im Rahmen der polizeilichen und justitiellen Zusammenarbeit in 
Strafsachen auf Grund des Titels VI des Vertrages Uber die Europäische Union 
in der Fassung des Vertrages von Amsterdam gilt Art. 23e Abs. 2 bis 5. 

(3) Bei' BeschlUssen betreffend friedenserhaltende Aufgaben sowie 
Kampfeinsätze bei der Krisenbewältigung einschließlich friedensschaffender 
Maßnahmen sowie bei BeschlUssen gemäß Art. 17 des Vertrages Uber die 
Europäische Union in der Fassung des Vertrages von Amsterdam betreffend 
die schrittweise Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik und die 
engeren institutionellen Beziehungen zur Westeuropäischen Union ist das 
Stimmrecht im Einvernehmen zwischen dem Bundeskanzler und dem 
Bundesminister rur auswärtige Angelegenheiten auszuüben. 

(4) Eine Zustimmung zu Maßnahmen gemäß Abs. 3 darf, wenn der zu 
fassende Beschluß eine Verpflichtung Österreichs zur Entsendung von 
Einheiten oder einzelnen Personen bewirken wUrde, nur unter dem Vorbehalt 
gegeben werden, daß es diesbezllglich noch der Durchfllhrung des rur die 
Entsendung von Einheiten oder einzelnen Personen in das Ausland 
verfassungsrechtlich vorgesehenen Verfahrens bedarf. 

Zu Z 8 (Art. 39 Abs. 2): 

Artikel 39. (I) '.' 

(2) In der Bundesversammlung wird die Geschäftsordnung des 
Nationalrates sinngemäß angewendet. 

(3) H. 
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Vorgeschlagene Fassung: 
Sicherheitspolitik der Europäischen Union auf Grund des Titels V des 
Vertrages Uber die Europäische Union in der Fassung des Vertrages von Nizza 
mit. Dies schließt die Mitwirkung an Aufgaben gemäß Art. 17 Abs. 2 dieses 
Vertrages sowie an Maßnahmen ein, mit denen die Wirtschaftsbeziehungen zu 
einem oder mehreren dritten Ländern ausgesetzt, eingeschränkt oder 
vollständig eingestellt werden. BeschlUsse des Europäischen Rates zu einer 
gemeinsamen Verteidigung der Europäischen Union sowie zu einer Integration 
der Westeuropäischen Union in die Europäische Union bedürfen der 
Beschlußfassung des Nationalrates und des Bundesrates in sinngemäßer 
Anwendung des Art. 44 Abs. 1 und 2. 

(2) FUr BeschlUsse im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik der Europäischen Union auf Grund des Titels V sowie tur 
BeschlUsse im Rahmen der polizeilichen und justitiellen Zusammenarbeit in 
Strafsachen auf Grund des Titels VI des Vertrages Uber die Europäische Union 
in der Fassung des Vertrages von Nizza gilt Art. 23e Abs. 2 bis 5. 

(3) Bei BeschlUssen betreffend friedenserhaltende Aufgaben sowie 
Kampfeinsätze bei der Krisenbewältigung einschließlich friedensschaffender 
Maßnahmen sowie bei BeschlUssen gemäß Art. 17 des Vertrages Uber die 
Europäische Union in der Fassung des Vertrages von Nizza betreffend die 
schrittweise Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik und die 
engeren institutionellen Beziehungen zur Westeuropäischen Union ist das 
Stimmrecht im Einvernehmen zwischen dem Bundeskanzler und dem 
Bundesminister rur auswärtige Angelegenheiten auszuüben. 

(4) Eine Zustimmung zu Maßnahmen gemäß Abs. 3 darf, wenn der zu 
fassende Beschluß eine Verpflichtung Österreichs zur Entsendung von 
Einheiten oder einzelnen Personen bewirken wUrde, nur unter dem Vorbehalt 
gegeben werden, daß es diesbezüglich noch der Durchführung des rur die 
Entsendung von Einheiten oder einzelnen Personen in das Ausland 
verfassungsrechtlich vorgesehenen Verfahrens bedarf. 

Artikel 39. (1) ... 

(2) In der Bundesversammlung wird das Bundesgesetz über die 
Geschäftsordnung des Nationalrates sinngemäß angewendet. 

(3) ... 
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Geltende Fassung: 

Zu Z 9 (Art. 91 Abs. 2): 

(2) Bei den mit schweren Strafen bedrohten Verbrechen, die das Gesetz 
zu bezeichnen hat, sowie bei allen politischen Verbrechen und Vergehen 
entscheiden Geschworne Ober die Schuld des Angeklagten. 

Zu Z 10 (Art. 147 Abs. 2 erster Satz): 

Artikel 147. (I) Der Verfassungsgerichtshof besteht aus einem 
Präsidenten. einem Vizeprltsidenten. zwölf weiteren Mitgliedern und sechs 
Ersatzmitgliedern. 

(2) Den Präsidenten. den Vizepräsidenten, sechs weitere Mitglieder und 
drei Ersatzmitglieder ernennt der Bundespräsident auf Vorschlag der 
Bundesregierung; diese Mitglieder sind aus dem Kreis der Richter, 
Verwaltungsbeamten und Professoren eines rechtswissenschaftlichen Faches 
an einer Universität zu entnehmen ... 

Zu Z 11 (Art. 151 Abs. 28): 

Artikel 151. (I) bis (27) '" 
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Vorgeschlagene Fassung: 

(2) Bei den mit schweren Strafen bedrohten Verbrechen, die das Gesetz 
zu bezeichnen hat, sowie bei allen politischen Verbrechen lind Vergehen 
entscheiden Geschworene über die Schuld des Angeklagten. 

Artikel 147. (I) Der Verfassungsgerichtshof besteht aus einem 
Präsidenten, einem Vizepräsidenten, zwölf weiteren Mitgliedern und sechs 
Ersatzmitgliedern. 

(2) Den Präsidenten, den Vizepräsidenten, sechs weitere Mitglieder und 
drei Ersatzmitglieder ernennt der Bundespräsident auf Vorschlag der 
Bundesregierung; diese Mitglieder und Ersatzmitglieder sind aus dem Kreis 
der Richter, Verwaltungsbeamten und Professoren eines 
rechtswissenschaftlichen Faches an einer Universität zu entnehmen ... 

Artikel 151. (I) bis (27) ... 

(28) In der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBI. I 
Nr. xxxl2001 treten in Kraft: 

I. Art. 18 Abs. 3 und Art. 23e Abs. 5 mit I. Jänner 1997; 
2. Art. 21 Abs. I und Abs. 6 mit I. Jänner 1999; 
3. Art. 147 Abs. 2 erster Satz mit l. August 1999; 
4. Art. 18 Abs. 4, Art. 23b Abs. 2, Art. 23f Abs. 1 bis 3, Art. 39 Abs. 2 

und Art. 91 Abs. 2 gleichzeitig mit dem Vertrag von Nizza. 
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